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reußiſche Geſetzzammlung 


—— Nr. 24. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben des Rechnungsjahrs 1907, S. 639. — Abänderungs⸗ 
geſetz zu dem Geſetze, betreffend die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895, S. 640. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze 
vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Ur⸗ 
kunden uſw., S. 642. 


(Jr. 10979.) Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben des Rechnungsjahrs 1907. Vom 
13. Juli 1909. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
SL, 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben des Rech⸗ 
nungsjahrs 1907, welche aus den Einnahmen dieſes Jahres nicht haben beſtritten 
werden können, 21 342 187,ůũ Mark im Wege der Anleihe durch Veräußerung 
eines entſprechenden Betrags von Staatsſchuldverſchreibungen zu beſchaffen. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzu⸗ 
geben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatzan⸗ 
weiſungen können wiederholt ausgegeben werden. ö 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf 
nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. x 

$.2. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter, 

Geſetzſammlung 1909. (Nr. 1097910980.) 93 
Ausgegeben zu Berlin den 9. Auguft 1909. 


040 


Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzzamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (GGeſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes 
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


N 85 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, an Bord M. M. „Hohenzollern“, den 13. Juli 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Moltke. Sydow. 


(Ir. 10980.) Abänderungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend die Errichtung einer Sentralanftalt 
zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 
(Geſetzſamml. S. 310). Vom 13. Juli 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Sal 


Die der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für die Dauer ihres 
Beſtehens vom Staate als Grundkapital gewährte Einlage wird auf 75 Millionen 
Mark erhöht. 

Das Erhöhungskapital von 25 Millionen Mark iſt bar oder in Schatz 
anweiſungen oder in Schuldverſchreibungen zum Kurswerte zu überweiſen. 

2 


Der § 6 des Geſetzes vom 31. Juli 1895 erhält unter 1 folgende Faſſung: 

Von dem beim Jahresſchluſſe ſich ergebenden Reingewinne der Anſtalt 
wird, vorbehaltlich etwaiger beſonderer Rückſtellungen: 

1. a) zunächſt / zur Bildung eines Reſervefonds, ½ zur Verzinſung 

der Einlagen ($$ 3 und 5) bis zu 3 vom Hundert verwendet; 


Bo 


bp) ein etwaiger Überveft zur weiteren Verzinſung der von Vereini⸗ 
gungen uſw. eingezahlten Vermögenseinlagen (§ 5) ſowie des 
von dem Staate nach dieſem Geſetze bereitzuſtellenden Erhöhungs⸗ 
kapitals von 25 Millionen Mark bis zu 3½ vom Hundert 
beſtimmt a 

c) der dann noch verbleibende Überreſt aber ebenfalls dem Reſerve⸗ 
fonds zugeführt. 

§ 3. 

Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Er wird ermächtigt, zur Bereitſtellung des Erhöhungskapitals im Wege der 
Anleihe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzamvei⸗ 
ſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen 
anzugeben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld— 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz— 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld- 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen, 
vom 19. Dezember 1869 (Gefekfamml. S. 1197), des Geſetzes, betreffend die 
Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 Geſetzſamml. S. 43) und des 
Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung, 
vom 3. Mai 1903 GEſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, den 13. Juli 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. 
v. Moltke. Sydow. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſeßſamml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


. 


— — 


Veſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſethſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 


der am 19. Mai 1909 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Meliorationsgenoſſenſchaft der Krampehl⸗Niederung von Uchten⸗ 
hagen bis zur Dahlower Mühle im Kreiſe Saatzig vom 6. Mai 1881 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 25 S. 207, 
ausgegeben am 18. Juni 1909, 


das am 19. Mai 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Eymenis⸗ 


Räumungsgenoſſenſchaft zu Kuſſen im Kreiſe Pillkallen durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 24 S. 167, ausgegeben 
am 16. Juni 1909; 


das am 24. Mai 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 


genoſſenſchaft Draupchen in Draupchen im Kreiſe Inſterburg durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 26 S. 183, aus⸗ 
gegeben am 30. Juni 1909; 


das am 27. Mai 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 


und Drainagegenoſſenſchaft Kosnehnen⸗Warengen in Kosnehnen im Kreiſe 
Fiſchhauſen durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 25 S. 255, ausgegeben am 24. Juni 1909; 


das am 1. Juni 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 


genoſſenſchaft Räbel⸗Berge in Räbel im Kreiſe Oſterburg durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 28 S. 269, ausgegeben 
am 10. Juli 1909, 


das am 12. Juni 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 


Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Straßberg in Straßberg im Oberamtsbezirke 
Gammertingen durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Sigmaringen 
Nr. 27 S. 93, ausgegeben am 9. Juli 1909; | 


der am 23. Juni 1909 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu der Verord⸗ 


nung, betreffend die Reviſion des Deichweſens in der Prignitz vom 
4. Dezember 1861 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
Nr. 28 S. 341, ausgegeben am 16. Juli 1909. 
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und 1884 bis 1903 zu 2,40 %) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


